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69/292. Erarbeitung einer rechtsverbindlichen internationalen 
Übereinkunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der 
nationalen Hoheitsbereiche 

 
 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung der von den Staats- und Regierungschefs in Ziffer 162 des Ergebnis-
dokuments der vom 20. bis 22. Juni 2012 in Rio de Janeiro (Brasilien) abgehaltenen Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung mit dem Titel „Die Zukunft, 
die wir wollen“, das von der Generalversammlung in ihrer Resolution 66/288 vom 27. Juli 
2012 gebilligt wurde, eingegangenen Verpflichtung, auf der Grundlage der von der Offenen 
informellen Ad-Hoc-Arbeitsgruppe zur Untersuchung von Fragen im Zusammenhang mit 
der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der 
nationalen Hoheitsbereiche geleisteten Arbeit die Frage der Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche mit 
Dringlichkeit anzugehen, unter anderem indem sie vor dem Ende der neunundsechzigsten 
Tagung der Versammlung einen Beschluss über die Erarbeitung einer internationalen 
Übereinkunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen1 fassen, 

 unter Hinweis auf ihr Ersuchen in Ziffer 214 ihrer Resolution 69/245 vom 29. De-
zember 2014 an die Offene informelle Ad-Hoc-Arbeitsgruppe, Empfehlungen zu dem Gel-
tungsbereich, den Parametern und der Durchführbarkeit einer internationalen Übereinkunft 
im Rahmen des Seerechtsübereinkommens zu unterbreiten, 

 nach Prüfung der Empfehlungen der Offenen informellen Ad-Hoc-Arbeitsgruppe2, 

 unter Begrüßung des Meinungsaustauschs über den Geltungsbereich, die Parameter 
und die Durchführbarkeit einer internationalen Übereinkunft im Rahmen des Seerechts-
übereinkommens und der Fortschritte, die die Offene informelle Ad-Hoc-Arbeitsgruppe im 
Rahmen des ihr von der Generalversammlung in ihrer Resolution 66/231 vom 24. De-
zember 2011 erteilten Mandats und unter Berücksichtigung der Resolution 67/78 vom 
11. Dezember 2012 dabei erzielt hat, den von der Versammlung auf ihrer neunundsech-

_______________ 
1  United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: 
dBGBl. 1994 II S. 1798; öBGBl. Nr. 885/1995, AS 2009 3209. 
2 A/69/780, Anlage, Abschn. I. 
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zigsten Tagung zu fassenden Beschluss über die Erarbeitung einer internationalen Überein-
kunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens vorzubereiten, 

 betonend, dass das umfassende globale Regime der Erhaltung und nachhaltigen Nut-
zung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche besser 
Rechnung tragen muss, und nach Prüfung der Möglichkeit, eine internationale Überein-
kunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens zu erarbeiten, 

 1. beschließt, eine rechtsverbindliche internationale Übereinkunft im Rahmen des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen1 über die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche zu 
erarbeiten, und 

 a) beschließt zu diesem Zweck, vor der Abhaltung einer zwischenstaatlichen 
Konferenz einen Vorbereitungsausschuss einzusetzen, der allen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen, den Mitgliedern der Sonderorganisationen und den Vertragsparteien des 
Seerechtsübereinkommens offensteht und zu dem andere interessierte Parteien im Einklang 
mit der bisherigen Praxis der Vereinten Nationen als Beobachter eingeladen sind, der der 
Generalversammlung sachliche Empfehlungen zu den Elementen eines Textentwurfs einer 
internationalen rechtsverbindlichen Übereinkunft im Rahmen des Seerechtsübereinkom-
mens unterbreiten soll, unter Berücksichtigung der verschiedenen Berichte der Kovorsit-
zenden über die Tätigkeit der Offenen informellen Ad-Hoc-Arbeitsgruppe zur Untersu-
chung von Fragen im Zusammenhang mit der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der 
biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche, und dass der 
Vorbereitungsausschuss seine Tätigkeit 2016 aufnehmen und der Versammlung bis Ende 
2017 über den Stand seiner Arbeit Bericht erstatten wird; 

 b) beschließt, dass der Vorbereitungsausschuss in den Jahren 2016 und 2017 min-
destens zwei Tagungen von je 10 Arbeitstagen Dauer mit vollen Konferenzdiensten abhal-
ten wird, mit der Maßgabe, dass alle Dokumente des Vorbereitungsausschusses mit Aus-
nahme der Tagesordnung, des Arbeitsprogramms und des Berichts des Vorbereitungsaus-
schusses für Dokumentationszwecke als informelle Arbeitsdokumente angesehen werden; 

 c) ersucht den Generalsekretär, die Tagungen des Vorbereitungsausschusses im 
Jahr 2016 vom 28. März bis 8. April und vom 29. August bis 12. September einzuberufen; 

 d) beschließt, dass ein vom Präsidenten der Generalversammlung im Benehmen 
mit den Mitgliedstaaten so bald wie möglich zu ernennender Amtsträger den Vorsitz des 
Vorbereitungsausschusses führt; 

 e) beschließt, dass der Vorbereitungsausschuss einen aus zwei Mitgliedern jeder 
Regionalgruppe bestehenden Vorstand wählt, dessen 10 Mitglieder den Vorsitzenden bei 
Verfahrensfragen in der allgemeinen Durchführung seiner Arbeit unterstützen; 

 f) ersucht den Präsidenten der Versammlung, die Regionalgruppen zu bitten, so 
bald wie möglich Kandidaten für den Vorstand zu benennen; 

 g) anerkennt, dass es wünschenswert ist, dass eine rechtsverbindliche Überein-
kunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens zur biologischen Vielfalt der Meere au-
ßerhalb der nationalen Hoheitsbereiche höchstmögliche Akzeptanz erzielt, und 

 h) beschließt aus diesem Grund, dass der Vorbereitungsausschuss alles daransetzt, 
in Sachfragen eine Einigung im Konsens zu erzielen; 

 i) ist sich der Wichtigkeit bewusst, die Ausarbeitung der Elemente eines Text-
entwurfs einer internationalen rechtsverbindlichen Übereinkunft im Rahmen des See-
rechtsübereinkommens im Vorbereitungsausschuss effizient voranzubringen, und ist sich 
ferner dessen bewusst, dass alle Elemente, über die trotz erschöpfender Bemühungen kein 
Konsens erzielt wurde, auch in einen Abschnitt der Empfehlungen des Vorbereitungsaus-
schusses an die Generalversammlung aufgenommen werden können; 
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 j) beschließt, dass mit Ausnahme der Bestimmungen in Buchstabe i) die Ge-
schäftsordnung und die gängige Praxis der Ausschüsse der Generalversammlung auch auf 
die Verfahren des Vorbereitungsausschusses Anwendung finden, dass die Teilnahmerechte 
der internationalen Organisation, die Vertragspartei des Seerechtsübereinkommens ist, an 
den Tagungen des Vorbereitungsausschusses denen an der Tagung der Vertragsstaaten des 
Seerechtsübereinkommens entsprechen und dass diese Bestimmung keinen Präzedenzfall 
für alle Tagungen schafft, auf die die Versammlungsresolution 65/276 vom 3. Mai 2011 
anwendbar ist; 

 k) beschließt, dass sie vor Ende ihrer zweiundsiebzigsten Tagung und unter Be-
rücksichtigung des genannten Berichts des Vorbereitungsausschusses einen Beschluss über 
die Einberufung und das Anfangsdatum einer zwischenstaatlichen Konferenz unter der 
Ägide der Vereinten Nationen fassen wird, die die Empfehlungen des Vorbereitungsaus-
schusses zu den Elementen behandeln und den Wortlaut einer internationalen rechtsver-
bindlichen Übereinkunft im Rahmen des Seerechtsübereinkommens ausarbeiten soll; 

 2. beschließt außerdem, dass die Verhandlungen die in dem 2011 vereinbarten 
Paket genannten Themen behandeln werden, nämlich die Erhaltung und nachhaltige Nut-
zung der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche und 
insbesondere, zusammen und als Ganzes, der genetischen Ressourcen der Meere, ein-
schließlich Fragen der gemeinsamen Nutzung der Vorteile, Maßnahmen wie Instrumente 
des gebietsbezogenen Managements, einschließlich Meeresschutzgebieten, Umweltver-
träglichkeitsprüfungen, Kapazitätsaufbau und die Weitergabe von Meerestechnologie; 

 3. ist sich dessen bewusst, dass der in Ziffer 1 genannte Prozess bestehende ein-
schlägige Rechtsinstrumente und -rahmen und die zuständigen globalen, regionalen und 
sektoralen Organe nicht unterhöhlen soll; 

 4. ist sich außerdem dessen bewusst, dass weder die Teilnahme an den Verhand-
lungen noch deren Ergebnisse die Rechtsstellung von Nichtvertragsparteien des Seerechts-
übereinkommens oder anderer damit zusammenhängender Vereinbarungen in Bezug auf 
diese Übereinkünfte oder die Rechtsstellung von Vertragsparteien des Seerechtsüberein-
kommens oder anderer damit zusammenhängender Vereinbarungen in Bezug auf diese 
Übereinkünfte berühren dürfen; 

 5. ersucht den Generalsekretär, einen speziellen freiwilligen Treuhandfonds zur 
Unterstützung von Entwicklungsländern, insbesondere am wenigsten entwickelten Län-
dern, Binnenentwicklungsländern und kleinen Inselentwicklungsländern, bei der Teilnah-
me an den Sitzungen des Vorbereitungsausschusses und der zwischenstaatlichen Konfe-
renz gemäß Ziffer 1 a) einzurichten, und bittet die Mitgliedstaaten, die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, Geberorganisationen, zwischenstaatliche Organisationen, nichtstaatliche 
Organisationen und natürliche und juristische Personen, finanzielle Beiträge zu dem frei-
willigen Treuhandfonds zu leisten; 

 6. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Vorbereitungsausschuss die für 
die Durchführung seiner Arbeit erforderliche Unterstützung bereitzustellen, einschließlich 
Sekretariatsdiensten, wesentlicher Hintergrundinformationen und einschlägiger Dokumen-
te, und zu veranlassen, dass die Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht des Sekre-
tariats-Bereichs Rechtsangelegenheiten Unterstützung leistet. 

96. Plenarsitzung 
19. Juni 2015 
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